
 

 

Sächsischer Landtag 
8. Wahlperiode 

Antrag 

der BSW-Fraktion 

Pflege darf nicht arm machen – Pflegebedürftige entlasten, 
Kommunen schützen und Pflegeheimkosten wirksam begrenzen 

Der Landtag möge beschließen: 

I. Der Landtag stellt fest, dass 

1. die finanzielle Belastung von Pflegebedürftigen in stationären    
Pflegeeinrichtungen im Freistaat Sachsen ein Ausmaß erreicht hat, das für  
viele Betroffene und deren Angehörige nicht mehr tragbar ist; 

2. Betroffene in vollstationärer Dauerpflege im ersten Aufenthaltsjahr in einem 
Pflegeheim im Freistaat Sachsen inzwischen durchschnittlich 2.986 Euro 
monatlich selbst zu tragen haben1, was gegenüber dem Vorjahr einer 
Steigerung um 266 Euro beziehungsweise knapp neun Prozent ist; 

3. immer mehr ältere Menschen geraten dadurch trotz jahrzehntelanger Arbeit, 
eigener Vorsorge und steigenden Beitragszahlungen in finanzielle Not. 
Pflegebedürftigkeit darf nicht dazu führen, dass Menschen ihre Ersparnisse 
aufbrauchen, ihr Wohneigentum verlieren oder auf Sozialhilfe angewiesen 
sind; 

4. die steigenden Eigenanteile nicht nur die Betroffenen selbst und ihre Familien 
unmittelbar belasten, sondern zunehmend auch die Haushalte der kreisfreien 
Städte und Landkreise, denn reichen Einkommen und Vermögen nicht mehr 
aus, müssen Leistungen der „Hilfe zur Pflege“ nach dem Siebten Kapitel des 
SGB XII beantragt werden;2  

 
1 Vgl. Verband der Ersatzkassen e. V. (vdek), Pressemitteilung der Landesvertretung Sachsen vom 22.01.2026 
zur gestiegenen Eigenbeteiligung in der stationären Pflege: „Eigenbeteiligung in vollstationärer Pflege“: Auf 
Sachsens Pflegeheimbewohnende kommt erneut finanzielle Mehrbelastung zu - Haupttreiber sind gestiegene 
Pflegepersonalkosten“, https://www.vdek.com/LVen/SAC/Presse/Pressemitteilungen/2026/Eigenanteile-Pflege-
2026/_jcr_content/par/download/file.res/2026-04_PM_Eigenanteile%20im%20Pflegeheim%202026.pdf, 
abgerufen am 23.06.2026. 
2 §§ 61 ff. Siebtes Kapitel, Zwölftes Buch Sozialgesetzbuch (SGB XII) – Hilfe zur Pflege. Kommunaler 
Sozialverband Sachsen (KSV Sachsen), Informationen zu Investitionsaufwendungen in Pflegeeinrichtungen. 
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5. explodierende Pflegeheimkosten längst nicht mehr nur ein sozialpolitisches 
Problem darstellen, sondern auch eine erhebliche Belastung für die 
kommunalen Haushalte sind;  

 
6.  ohne eine stärkere öffentliche Finanzierung der Pflege staatliche Mittel nicht 

eingespart werden, sondern vor allem auf Pflegebedürftige, ihre Familien und 
die Kommunen verschoben; 

7. die Entwicklung der Investitionskosten in Pflegeheimen problematisch ist. 
Diese betragen im Freistaat Sachsen mittlerweile durchschnittlich 452 Euro 
monatlich und werden weitgehend auf die Bewohnerinnen und Bewohner 
umgelegt;3 

8. Gleichzeitig bestehen bei nicht öffentlich geförderten Einrichtungen bislang 
keine ausreichenden gesetzlichen Möglichkeiten zur verbindlichen Prüfung 
und Begrenzung der Investitionskosten bestehen. Nach Angaben des 
Kommunalen Sozialverbandes Sachsen werden Investitionskosten nicht 
öffentlich geförderter Einrichtungen vielfach lediglich angezeigt;4 

9. die Staatsregierung die Notwendigkeit einer Entlastung der Pflegebedürftigen 
in ihrer Stellungnahme zum Antrag Drucksache 8/4505 erkannt und formuliert 
hat, dass die „Forderung, die in Sachsen betroffenen Menschen schnellstens 
mit landeseigenen Maßnahmen wirksam finanziell zu entlasten, […] 
angesichts der hohen, von den Pflegebedürftigen zu erbringenden 
Eigenanteile nachvollziehbar“ sei;5 

10. dass Pflege Teil der öffentlichen Daseinsvorsorge ist und die Staatsregierung 
sich ihrer Finanzierungsverantwortung für eine verlässliche und bezahlbare 
Pflege im Freistaat Sachen nicht einfach durch Verweis auf die „angespannte 
Haushaltslage im Freistaat“ entziehen darf, selbst wenn „enorme Finanzmittel 
erforderlich und ein hoher bürokratischer Aufwand damit verbunden“ wären.6 

 
 
 

 
3 Vgl. Verband der Ersatzkassen e. V. (vdek), Pressemitteilung der Landesvertretung Sachsen vom 22.01.2026 
zur gestiegenen Eigenbeteiligung in der stationären Pflege: „Eigenbeteiligung in vollstationärer Pflege“: Auf 
Sachsens Pflegeheimbewohnende kommt erneut finanzielle Mehrbelastung zu - Haupttreiber sind gestiegene 
Pflegepersonalkosten“, https://www.vdek.com/LVen/SAC/Presse/Pressemitteilungen/2026/Eigenanteile-Pflege-
2026/_jcr_content/par/download/file.res/2026-04_PM_Eigenanteile%20im%20Pflegeheim%202026.pdf, 
abgerufen am 23.06.2026. 
4 Vgl. Kommunaler Sozialverband Sachsen (KSV Sachsen) „Vereinbarung zur Übernahme von 
Investitionsaufwendungen“, https://www.ksv-sachsen.de/investitionsaufwendungen-in-pflegeeinrichtungen.html, 
abgerufen am 23.06.2026. 
5 Vgl. Stellungnahme der Sächsischen Staatsregierung zum Antrag der Fraktion Die Linke (Drs. 8/4505, "Pflege 
ist Aufgabe der Daseinsvorsorge des Staates: Plan- und bezahlbar gestalten!") vom 13.11.2025, zu 2. S. 3. 
6 Vgl. a. a. O., Fußnote 5. 



 

 

II. Der Landtag fordert die Staatsregierung auf, 

1. im Freistaat Sachsen stufenweise ein Pflegewohngeld als Zuschuss für in 
vollstationärer Dauerpflege betreute Menschen einzuführen, mit dem das 
Ziel verfolgt wird, diese spürbar von den Investitionskosten zu entlasten; 

2. dazu unverzüglich, spätestens bis zum 30. Juni 2027 einen Gesetzentwurf 
vorzulegen, der folgende Stufen vorsieht, 

a) noch im Jahr 2027 ein einkommens- und vermögensabhängiges 
Pflegewohngeld für in vollstationärer Dauerpflege betreute Menschen, 
deren eigene finanzielle Mittel zur Finanzierung der Investitionskosten 
des jeweiligen Pflegeheims nicht ausreichen, 

b) ab dem Jahr 2028 einen pauschalen staatlichen Zuschuss in Höhe 
von mindestens 50 Prozent der Investitionskosten des jeweiligen 

Pflegeheims, 
c) ab dem Jahr 2030 eine Prüfung der vollständigen Übernahme der 

anerkannten Investitionskosten durch den Freistaat Sachsen; 

3. die finanziellen Auswirkungen der Einführung eines Pflegewohngeldes in 
mehreren Varianten bei einer Übernahme von 25 Prozent, 50 Prozent, 75 
Prozent und 100 Prozent der Investitionskosten darzustellen; 

4. dabei auch mögliche Entlastungseffekte bei den kommunalen Trägern der 
Sozialhilfe durch etwa sinkende Ausgaben für Leistungen der Hilfe zur 
Pflege zu untersuchen; 

5. ein verbindliches Prüf- und Transparenzsystem für Investitionskosten in 
Pflegeheimen zu schaffen, das sicherstellt, dass nur betriebsnotwendige, 
angemessene und nachvollziehbar kalkulierte Ausgaben für das 
Gebäude, die technische Ausstattung sowie Instandhaltung anerkannt 
werden; 

6. den Kommunalen Sozialverband Sachsen mit den hierfür erforderlichen 
Prüf- und Genehmigungsbefugnissen auszustatten; 

7. dem Landtag jährlich über  

a) die Entwicklung der Investitionskosten in Pflegeheimen, 
b) die Zahl der begünstigten Pflegebedürftigen, 
c) die Haushaltswirkungen des Pflegewohngeldes sowie über 
d) die Entwicklung der Ausgaben für die Hilfe zur Pflege zu berichten; 

8. die Auswirkungen steigender Pflegeheimkosten auf die kommunalen 
Haushalte umfassend darzustellen, insbesondere hinsichtlich 

a) der Entwicklung der Ausgaben für die Hilfe zur Pflege, 
b) der Belastungen der kreisfreien Städte und Landkreise und 
c) der durch eine bessere öffentliche Finanzierung der Investitionskosten 

in Pflegeheimen festzustellenden Entlastungseffekte; 



 

 

9. sich auf Bundesebene für eine wirksame Begrenzung der pflegebedingten 
Eigenanteile einzusetzen, mit dem Ziel, einen gesetzlichen 
Pflegekostendeckel einzuführen, der Pflegebedürftige und ihre 
Angehörigen wirksam vor finanzieller Überforderung schützt; 

10. sich außerdem auf Bundesebene dafür einzusetzen, dass 

a) die Investitionskosten in Pflegeheimen künftig regelhaft aus 
öffentlichen Mitteln finanziert werden, 

b) die Ausbildungskosten in Pflegeheimen nicht länger über die regulären 
Eigenanteile den Pflegebedürftigen aufgebürdet werden und 

c) die Finanzierung der Pflegeversicherung dauerhaft solidarisch und 
verlässlich ausgestaltet wird; 

11. dem Landtag bis zum 31. Dezember 2026 einen Zwischenbericht über die 
Ergebnisse der Prüfungen, die konkrete Umsetzung der Maßnahmen und 
die Zusammenarbeit mit dem Kooperationspartner sowie über ihre 
Initiativen auf Bundesebene vorzulegen. 

Begründung: 

I. Die finanzielle Belastung von Pflegebedürftigen in Pflegeheimen steigt seit Jahren 
kontinuierlich an. Nach aktuellen Zahlen des Verbandes der Ersatzkassen e. V. 
(vdek) müssen Pflegebedürftige im Freistaat Sachsen inzwischen durchschnittlich 
2.986 Euro monatlich selbst tragen.1 Die Zahl der Leistungsberechtigten nach § 
61 SGB XII, die pflegebedürftig im Sinne des § 61a sind, steigt im Freistaat 
Sachsen deutlich an. Im Jahr 2024 hatten bereits 23.910 Menschen Anspruch auf 
Hilfe zur Pflege. Gegenüber dem Vorjahr entspricht dies einem Anstieg um elf 
Prozent.7 Die Entwicklung macht deutlich, dass immer mehr Pflegebedürftigen in 
Pflegeheimen die Kosten ihrer dauerhaften Unterbringung nicht mehr aus eigenen 
finanziellen Mitteln bezahlen können und vermehrt auf Hilfe durch die Sozialämter 
der Kommunen angewiesen sind.  

Bereits der Sächsische Sozialbericht ging von einem langfristigen Anstieg der 
Empfängerzahlen aus. Für den Zeitraum von 2015 bis 2030 wurde ein Zuwachs 
um rund 28,1 Prozent prognostiziert.8 Gleichzeitig steigen auch die 
durchschnittlichen Nettoausgaben jedes Leistungsberechtigten. Lagen diese im 
Jahr 2015 noch bei durchschnittlich 4.213 Euro, können diese nach Prognosen 
des Freistaates Sachsen bis zum Jahr 2030 auf rund 5.214 Euro anwachsen.9 

 
7 Vgl. Freistaat Sachsen, Sozialbericht Sachsen: Entwicklung der Zahl der Empfänger von Leistungen der Hilfe 
zur Pflege. Prognostizierter Anstieg der Empfängerzahlen von 2015 bis 2030 um 28,1 %. 
8 Vgl. Freistaat Sachsen, Sozialbericht Sachsen: Prognose der Nettoausgaben für Leistungen der Hilfe zur Pflege 
bis 2030. Durchschnittliche Nettoausgaben je Empfänger: 4.213 Euro (2015) bzw. prognostiziert 5.214 Euro 
(2030). 
9 Vgl. a. a. O., Fußnote 8. 



 

 

Für viele Betroffene und deren Angehörige sind die steigenden Eigenanteile in 
Pflegeheimen nicht mehr zu bewältigen. Immer häufiger reicht die Rente der 
Betroffenen trotz jahrzehntelanger Arbeit und Vorsorge nicht mehr aus, um einen 
Pflegeheimplatz zu finanzieren. Pflegebedürftigkeit hat sich damit längst zu einem 
Armutsrisiko für die Betroffenen und auch zu einer eine Armutsfalle für deren 
Angehörige entwickelt. 

Die Entwicklung zeigt, dass steigende Pflegekosten nicht nur die 
Pflegebedürftigen in Pflegeheimen und deren Angehörige belasten, sondern 
zunehmend auch die kommunalen Träger der Sozialhilfe. Eine wirksame 
Begrenzung der Eigenanteile in Pflegeeinrichtungen wäre daher auch vor allem 
ein Beitrag zur Stabilisierung der kommunalen Haushalte.10 Die Staatsregierung 
verweist in ihrer Stellungnahme zum Antrag Drucksache 8/4505 auf die 
erheblichen Kosten einer stärkeren finanziellen Entlastung Pflegebedürftiger. 
Gleichzeitig bleibt jedoch unberücksichtigt, dass die derzeitige Entwicklung bereits 
heute zu steigenden Ausgaben der Kommunen für die Hilfe zur Pflege führt. Die 
finanziellen Belastungen verschwinden daher nicht, sondern werden lediglich auf 
Pflegebedürftige, Angehörige und kommunale Haushalte verlagert. 

Die Einführung eines Pflegewohngeldes ist auch unter finanziellen 
Gesichtspunkten realistisch darstellbar. Nach Angaben des Statistischen 
Landesamtes Sachsen lebten Ende 2023 insgesamt 48.585 Menschen in 
Pflegeheimen.11 Gleichzeitig betragen die Investitionskosten in Pflegeheimen im 
Freistaat Sachsen nach Angaben des Verbandes der Ersatzkassen inzwischen 
durchschnittlich 452 Euro monatlich je Pflegebedürftigen.12 

Bei einer rechnerischen vollständigen Übernahme der Investitionskosten ergäbe 
sich zur vollständigen Entlastung der Betroffenen ein jährlicher 
Finanzierungsbedarf von rund 263 Millionen Euro. Bereits eine hälftige 
Übernahme der Investitionskosten würde die Betroffenen dadurch um 
durchschnittlich 226 Euro monatlich entlasten und einen Finanzierungsbedarf von 
rund 132 Millionen Euro jährlich auslösen. Diese Beträge sind vor dem Hintergrund 
der bereits heute erheblichen Ausgaben der Sozialämter zu bewerten. Nach 
Angaben des Statistischen Landesamtes Sachsen beliefen sich die 
Nettoausgaben für Leistungen der Hilfe zur Pflege im Jahr 2024 auf rund 205,8 
Millionen Euro und stiegen damit gegenüber dem Vorjahr um rund 24 Prozent.13 

 
10 Vgl. Statistisches Landesamt des Freistaates Sachsen, Pflegestatistik 2023, Pflegebedürftige nach 
Versorgungsart. Vollstationäre Dauerpflege: 48.585 Personen.). 
11 Vgl. Statistisches Landesamt des Freistaates Sachsen, Pflegestatistik 2023, Pflegebedürftige nach 
Versorgungsart. Vollstationäre Dauerpflege: 48.585 Personen. 
12 Vgl. Verband der Ersatzkassen e. V. (vdek), Landesvertretung Sachsen, Pressemitteilung vom 22. Januar 
2026: „Eigenbeteiligung in vollstationärer Pflege: Auf Sachsens Pflegeheimbewohnende kommt erneut finanzielle 
Mehrbelastung zu“. Durchschnittliche Investitionskosten: 452 Euro monatlich. 
13 Vgl. Statistisches Landesamt des Freistaates Sachsen, Ausgaben und Einnahmen der Sozialhilfe 2024. 
Nettoausgaben für Hilfe zur Pflege: 205,846 Millionen Euro. 



 

 

II. Die derzeitige Entwicklung zeigt, dass steigende Pflegeheimkosten nicht nur die 
Pflegebedürftigen und ihre Angehörigen belasten, sondern zunehmend auch die 
kommunalen Haushalte. Eine stärkere öffentliche Finanzierung der 
Investitionskosten kann daher nicht ausschließlich als zusätzliche Ausgabe 
betrachtet werden. Sie kann zugleich dazu beitragen, den weiteren Anstieg 
kommunaler Sozialhilfeausgaben zu begrenzen und Pflegebedürftige in 
Pflegeheimen wirksam vor dem Risiko sozialer Bedürftigkeit zu schützen. 

III. Darüber hinaus besteht erheblicher Handlungsbedarf bei der Transparenz und 
Kontrolle der Investitionskosten. Während öffentlich geförderte Einrichtungen 
einer Genehmigungspflicht unterliegen, können nicht öffentlich geförderte 
Einrichtungen ihre Investitionskosten bislang weitgehend eigenständig festsetzen. 
Einheitliche und verbindliche Prüfstandards bestehen insoweit nicht. 

IV. Die Finanzierung der vollstationären Dauerpflege ist im Freistaat Sachsen eine 
große politische und gesellschaftliche Herausforderung. Die Staatsregierung muss 
deswegen Maßnahmen zur besseren finanziellen Absicherung vorantreiben.  

Pflege ist Teil der öffentlichen Daseinsvorsorge und es ist Aufgabe des Staates, 
dafür zu sorgen, dass Pflege planbar, verlässlich und bezahlbar bleibt. 

 

 

 

 

Ronny Kupke, MdL 
BSW-Fraktion 

 
i. V. Jens Hentschel-Thöricht, MdL 
BSW-Fraktion 

Unterschrieben von
JENS HENTSCHEL-THÖRICHT
am 03.07.2026
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